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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Bildung und Forschung

Am Notendruck und den Selektionsmechanismen, insbesondere beim Übertritt von
der Primar- zur Sekundarstufe, entfachten sich von neuem Diskussionen. Aufsehen
erregte das Plädoyer eines Genetikers für eine selektionsfreie Schule. Die Gewerkschaft
Erziehung lancierte in Solothurn eine Volksinitiative «Bildung ohne Selektion und
Konkurrenzkampf». In Bern wurde eine POCH-Initiative «Fördern statt auslesen» vom
Souverän deutlich verworfen. Eine Initiative des LdU, die den prüfungsfreien Übertritt
in die Realschule forderte, wurde vom Schaffhauser Volk abgelehnt. Die
Erziehungsdirektion des Kantons Bern hat im Sommer 1982 Grundsätze zur Entwicklung
des bernischen Bildungswesens in die Vernehmlassung geschickt, die im Bereich der
Selektionierung ebenfalls wichtige Änderungen postulieren. Im Kanton Basel-Stadt
lehnte der Regierungsrat in einem Antrag an den Grossen Rat zwei in den letzten Jahren
eingereichte Begehren ab, die eine Verlängerung der Primarschule und eine dreijährige
Orientierungsstufe verlangen. Die Selektionsprüfungen auf die Zeit nach dem vierten
Schuljahr herausschieben will auch eine Initiative in der Waadt, die eine
Beobachtungsstufe im fünften und sechsten Schuljahr anstrebt. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 25.11.1982
JÜRG FREY

Grundschulen

Trotz der erwähnten Skepsis sind auf kantonaler wie überkantonaler Ebene grössere
Reformvorhaben im Gange. So liess die Innerschweizer Erziehungsdirektorenkonferenz
Schulpflegen, Eltern und Lehrer auffordern, ihre Wünsche und Vorstellungen für eine
Neugestaltung der Primarschule mitzuteilen; eine vor allem aus Betroffenen
zusammengesetzte Kommission erhielt den Auftrag, aus der Fülle der
widersprüchlichen Äusserungen Leitideen zu entwickeln. In Basel-Stadt hatte eine vom
Erziehungsdepartement eingesetzte Arbeitsgruppe Modelle für eine allgemeine
Orientierungsstufe nach dem vierten Primarschuljahr vorgelegt, worauf ein
hauptsächlich aus Linkskreisen gebildetes Komitee eines dieser Modelle zum
Gegenstand eines Volksbegehrens machte, um es in die öffentliche Diskussion zu
bringen. Auch in Bern laufen die Reformbemühungen auf verschiedenen Ebenen. Die
Regierung liess sich vom Grossen Rat beauftragen, bis 1983 Grundsätze für eine
Gesamtüberprüfung aller Bildungsgesetze vorzulegen. Aber ähnlich wie in Basel wurde
hier ebenfalls der Initiativweg beschritten: ein Begehren der äussersten Linken zielt auf
die Einführung einer gemeinsamen Beobachtungsstufe im fünften und sechsten
Schuljahr und längerfristig auch auf die Zusammenfassung der verschiedenen
Schultypen in den obersten obligatorischen Schuljahren. 2

KANTONALE POLITIK
DATUM: 10.05.1980
PETER GILG

Noch radikaler wurde die Forderung nach einem Wettbewerb zwischen Privat- und
Staatsschulen durch den Basler Landesring erhoben. Ein «Bildungsgutschein» soll eine
umfassende Freizügigkeit eröffnen, wodurch Privatschulen für ihre Besucher kostenlos
würden. Der Idee wurden in der katholischen Innerschweiz, wo mehrere kirchliche
Bildungsinstitute angesiedelt sind, einige Sympathien entgegengebracht. Auch in Genf
wurde eine Initiative für die freie Schulwahl lanciert, die für Eltern, die ihre Kinder in
eine Privatschule schicken wollen, einen Abbau der finanziellen Belastung fordert. 3

KANTONALE POLITIK
DATUM: 21.05.1981
JÜRG FREY

Erstmals in der Schweiz wurde im Kanton Basel-Stadt eine umfassende Analyse der
Arbeitsbedingungen, Belastungen und Befindlichkeiten der Lehrerschaft durchgeführt.
Erfasst wurden alle Lehrpersonen von den Kindergärten bis zu den Gymnasien sowie KV
und Berufsschulen. Positiv fiel auf, dass der Beruf an sich vor allem hinsichtlich
Verantwortung, Anforderungsvielfalt und Tätigkeitsspielraum durchaus geschätzt wird.
Als Defizite im Berufsalltag wurden die fehlende Kultur der Offenheit und Toleranz,
geringe Mitsprachemöglichkeiten und das eher niedrige Niveau der Löhne genannt. Zu
schaffen machte der Lehrerschaft aber vor allem die zunehmende Belastung. 71% der
Lehrkräfte erachteten das Verhalten schwieriger Schülerinnen und Schüler als stark bis
sehr stark belastend. Es folgten die Heterogenität der Klasse (55%), Verpflichtungen
ausserhalb des Unterrichts (54%) und administrative Pflichten (53%). Auf die

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.01.2002
MARIANNE BENTELI

01.01.65 - 01.01.24 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



zunehmende Belastung zurückgeführt wurde, dass sich bei fast einem Drittel der
Lehrkräfte Merkmale des Burnout-Syndroms – emotionale Erschöpfung (29.6%),
reaktives Abschirmen (27.4%) und verminderte Zuwendungsbereitschaft gegenüber
Schülern (21.6%) zeigten. Als Verbesserungen wünschten sich die befragten
Lehrpersonen eine zeitliche Entlastung für Aufgaben ausserhalb des Unterrichts (85%),
mehr Geld für die Schule (81%), eine Reduktion der Pflichtstundenzahl und vermehrte
Unterstützung (je 76%), ein besseres Image der Schule (68%) und eine Verkleinerung der
Klassengrössen (62%). 4

In Basel wird ab dem Schuljahr 2003/2004 in allen Volksschulen bis zum 7. Schuljahr in
Blockzeiten unterrichtet. Damit wird Basel-Stadt der erste Deutschschweizer Kanton
mit einer derart umfassenden Blockzeitenregelung. Im Kanton Basel-Land fand das
Prinzip der Blockzeiten ebenfalls Eingang ins neue Bildungsgesetz, doch kann den
Gemeinden erlaubt werden, davon Ausnahmen zu machen. 5

KANTONALE POLITIK
DATUM: 04.12.2002
MARIANNE BENTELI

Die Fachhochschulen Aargau, Solothurn und beider Basel beschlossen, künftig im
Bereich der Bildungsforschung und -entwicklung zusammenzuarbeiten . 6

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 24.11.2004
MAGDALENA BERNATH

Aufgrund der erfolgreichen Zusammenarbeit im Fachhochschulbereich beschlossen die
Regierungen der Kantone Aargau, beider Basel und Solothurns, im Rahmen eines „Mini-
HarmoS“-Projekts ihre Volksschulen besser zu koordinieren – „HarmoS“
(Harmonisierung der obligatorischen Schule) bezweckt die inhaltliche Abstimmung der
Schule Schweiz. 7

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 01.06.2005
MAGDALENA BERNATH

Die Bildungsdirektoren der Kantone Solothurn, Basel-Stadt, Bern, Freiburg und Wallis
unterzeichneten eine Kooperationsvereinbarung, welche den Start des interkantonalen
Projekts zur Einführung des Französisch-Unterrichts ab der 3. Klasse und des
Englischen ab dem 5. Schuljahr ermöglicht. Die Bildungsdirektion des Kantons Basel-
Land hiess die Freigabe des Projektauftrags zwar gut, schob die Unterzeichnung wegen
eines Vorentscheids des Bildungsrats zugunsten des Frühenglisch noch auf. 8

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 05.05.2006
MAGDALENA BERNATH

Mit dem Projekt „Bildungsraum Nordwestschweiz“ sollen die Schulsysteme in den
Kantonen Aargau, Solothurn und beider Basel in den nächsten Jahren umgebaut
werden. Ziel ist es, die vier kantonal unterschiedlichen Systeme in der Volksschule und
Sekundarschule zu harmonisieren. Im Dezember präsentierten die
Erziehungsdirektoren ihre Schlüsse aus der Vorabkonsultation. Sie empfahlen den
Kantonsregierungen die Schaffung eines vereinheitlichten Bildungsraumes per
Staatsvertrag. 9

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 09.11.2007
LINDA ROHRER

Ende November fand im Kanton Basel-Landschaft die erste Volksabstimmung über die
freie Schulwahl statt. Das Ergebnis fiel überraschend deutlich aus, die Initiative wurde
mit 79% der Stimmen abgelehnt. Allerdings wird der Staatsbeitrag für private Schulen
von 2000 auf 2500 Fr. pro Schüler und Jahr erhöht. Die Stimmbürger hiessen einen
entsprechenden Gegenvorschlag gut. Der Verein Elternlobby liess sich von diesem
Misserfolg nicht beirren und verfolgte das Anliegen der freien Schulwahl in den übrigen
Kantonen weiter. 10

KANTONALE POLITIK
DATUM: 01.12.2008
ANDREA MOSIMANN

In den Kantonen Aargau, Basel-Landschaft, Basel-Stadt und Solothurn wurde im
Berichtjahr ein Staatsvertrag für einen Bildungsraum Nordwestschweiz erarbeitet.
Durch die Schaffung eines einheitlichen Bildungssystems wollen die vier Kantone
Mobilitätshindernisse abbauen und die Leistungsanforderungen auf allen Stufen
transparent und verbindlich machen. Unter anderem sollen die Kinder künftig eine
vierjährige Basisstufe besuchen, in welcher die bisherigen Kindergartenjahre und die
ersten zwei Schuljahre zusammengeführt werden. In den Kantonen Basel-Landschaft,
Basel-Stadt und Solothurn wurde dieser Entwurf im Dezember zusammen mit dem
HarmoS-Konkordat in die Vernehmlassung geschickt. Im Kanton Aargau erfolgt die
Vernehmlassung erst nach der Abstimmung zum Bildungskleeblatt im Frühling 2009,

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 17.12.2008
ANDREA MOSIMANN
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weil damit bereits wesentliche Elemente des Bildungsraum-Programms umgesetzt
werden. 11

Der 2008 angekündigte Staatsvertrag zur Schulharmonisierung zwischen Aargau,
Basel-Landschaft, Basel-Stadt und Solothurn wurde im Berichtsjahr zu einer
Regierungsvereinbarung herabgestuft. Ein erster Dämpfer gab es im Februar, als der
Aargauer Erziehungsdirektor Rainer Huber (cvp), ein grosser Vorkämpfer des
Bildungsraums Nordwestschweiz mit einem vernichtenden Ergebnis abgewählt wurde.
Das Amt von Huber übernahm SVP-Mann Alex Hürzeler, der als Kritiker der
Schulharmonisierung gilt. Ein weiterer Rückschlag bedeutete die Volksabstimmung vom
17. Mai im Kanton Aargau: Die Stimmbevölkerung verwarf an der Urne alle vier Vorlagen
des „Bildungskleeblatts“, namentlich die Einführung einer Basisstufe, den Ausbau der
Tagesstrukturen, die Oberstufenreform und die Lektionenzuteilung nach einem
Sozialindex. Damit erteilte sie den wesentlichen Programmpunkten des Bildungsraums
Nordwestschweiz eine Abfuhr. 242.. 12

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 03.07.2009
ANDREA MOSIMANN

Im Juni trat Basel-Stadt als zehnter Kanton der Interkantonalen Vereinbarung über die
Zusammenarbeit im Bereich der Sonderpädagogik bei. Damit tritt das Konkordat für
alle Kantone, die es bereits gutgeheissen haben (OW, SH, VS, GE, LU, VD, FR, TI, AR, BS),
anfangs 2011 in Kraft. Im Rahmen des neuen Finanzausgleichs haben die Kantone die
gesamte rechtliche, finanzielle und fachliche Verantwortung für die Schulung von
Kindern und Jugendlichen mit besonderem Bildungsbedarf übernommen. Mit dem
Beitritt zum Sonderpädagogik-Konkordat verpflichten sie sich dazu, das in der
Interkantonalen Vereinbarung beschriebene Grundangebot, welches die Bildung und
Betreuung von Kindern und Jugendlichen mit besonderem Bildungsbedarf garantiert,
zur Verfügung zu stellen und gemeinsame Instrumente anzuwenden. Das Konkordat hält
die Kantone dazu an, die Integration von behinderten Kindern und Jugendlichen in die
Regelschule zu fördern. 13

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 24.06.2010
ANDREA MOSIMANN

Die Kantone Basel-Stadt, Basel-Landschaft, Aargau und Solothurn kündeten im
Berichtsjahr an, dass sie ab 2013 einheitliche Leistungstests für alle Volksschüler des
Bildungsraums Nordwestschweiz einführen wollen. Geprüft werden in der zweiten
Klasse die Leistungen in Deutsch und Mathematik, in der sechsten, der achten und der
neunten Klasse kommen Fremdsprachen und Naturwissenschaften hinzu. 14

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 06.07.2010
ANDREA MOSIMANN

Dans plusieurs cantons, tels que ceux de Berne, Fribourg, Valais, Soleure, Bâle-Ville et
Bâle-Campagne, des modifications aux niveaux de l’enseignement des langues
étrangères ont été lancées par le Plan d’études romand (PER) et le Lehrplan 21. Il s’agit
donc d’apprendre l’allemand ou le français, dès la 3ème primaire, et d’introduire
l’anglais en 5ème primaire. L’objectif est d’améliorer les connaissances en anglais,
idiome international, tout en maintenant en priorité l’apprentissage d’une langue
étrangère nationale, afin de promouvoir la multiculturalité suisse. Néanmoins, ce projet
a soulevé de nombreuses inquiétudes. Beaucoup d’enseignants ont estimés qu’il était
voué à l’échec, s’il n’était pas doté de moyens supplémentaires. 15

KANTONALE POLITIK
DATUM: 20.11.2012
GUILLAUME ZUMOFEN

La décision de l’école secondaire de Therwil, dans le canton de Bâle-Ville, de dispenser
deux élèves de serrer la main de leur enseignante pour des motifs religieux a crée une
vague de réactions qui a balayé toute la Suisse.  Le Conseil fédéral, par l’intermédiaire
de la ministre de la justice Simonetta Sommaruga, a déclaré que « la poignée de main
faisait partie de notre culture ». Il estime ainsi que l’argument de la liberté de croyance
n’est pas suffisant. Du côté de la Conférence des directeurs cantonaux de l’instruction
publique (CDIP), Christoph Eymann considère qu’une telle exception ne rend pas
service à la communauté musulmane. Après les débats sur le port du voile ou
l’exemption des cours de natation, la question du serrage de main mêle, à nouveau, les
questions d’intégration et la politique d’éducation. 16

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 10.04.2016
GUILLAUME ZUMOFEN
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Ausgangspunkt einer hitzigen medialen Diskussion um die frühkindliche Förderung war
ein Artikel von SVP-Bildungspolitikerin Verena Herzog (svp, TG) in der SVP-Zeitung
«Klartext», in welcher sie argumentierte, dass «eine verfehlte Zuwanderungspolitik
durch staatlich verordnete Krippenerziehung wettgemacht werden» solle. Stein des
Anstosses war dann ihre Aussage, in welcher sie Kinder in Krippen mit Verdingkindern
verglich, die zwecks besserer Erziehung weggegeben wurden. Der Staat solle sich
hierbei in grösserer Zurückhaltung üben – damals wie heute, so Herzog. 
Vertreter und Vertreterinnen von Betreuungsorganisationen sowie vom Verein
Fremdplatziert kritisierten den Vergleich vehement.
Die Aussage Herzogs liess sich in den Kontext der Debatten in Bundesbern über die
frühkindliche Förderung einordnen. So wurde entschieden, dass neue Kita-Plätze
weiterhin subventioniert werden und dass steuerpolitisch jene Eltern finanziell
entlastet werden, die ihren Nachwuchs fremdbetreuen lassen (BRG 18.050). Herzog
störte sich auch an den Bestrebungen, die Frühförderung der null- bis vierjährigen
Kinder auszubauen. In der zuständigen Bildungskommission hätte ihr niemand
beantworten können, was mit jenen Eltern passiere, die ihre Kinder nicht in die
Frühförderung schicken wollten. Der Kindergartenbesuch sei auch freiwillig gewesen
und dann obligatorisch geworden. Dasselbe wäre für die Frühförderung fatal, so
Herzog. 
Praktisch zur selben Zeit berichteten die deutschsprachigen Medien
bezeichnenderweise über die Bemühungen einiger Kantone und Städte, die sprachliche
Frühförderung von Kindern nichtdeutscher Muttersprache zu stärken. Viele Kinder
sprächen zu Hause kein oder kaum Deutsch und seien daher komplett überfordert,
wenn sie in die erste Klasse einträten. In einem Interview äusserte sich auch Dagmar
Rösler, Präsidentin des Dachverbandes der Schweizer Lehrerinnen und Lehrer. Sie
forderte ein schweizweites Obligatorium für eine Frühförderung analog dem Basler
Modell. In diesem Modell «Frühe Deutschförderung» werden eineinhalb Jahre vor dem
Kindergarteneintritt die Deutschkenntnisse fremdsprachiger Kinder ermittelt. Wenn
diese nicht genügen, müssen die Kinder an mindestens zwei halben Tagen pro Woche
eine Spielgruppe oder ein Tagesheim besuchen. In der Folge forderte Christoph
Eymann (lpd, BS), Nationalrat und Präsident der SKOS, in einer zu Beginn von
Nationalrätin Herzog bekämpften und schliesslich überwiesenen Motion, dass der
Bundesrat prüfe und Bericht erstatte, wie die frühe Sprachförderung vor Eintritt in den
Kindergarten mithilfe des Bundes im ganzen Land umgesetzt werden könne.
Ins gleiche Horn blies im Übrigen auch ein Bericht des Schweizerischen
Wissenschaftsrates, der dringenden Handlungsbedarf bei der frühkindlichen Förderung
sah. Gemäss den Medien sei ein schweizweites Obligatorium der sprachlichen
Frühförderung jedoch derzeit nicht realistisch, weil die Frühförderung in der
Kompetenz der Kantone liege. 17

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.07.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER

Mittelschulen

Die Bildungsdirektoren der Kantone Basel-Stadt, Basel-Landschaft, Aargau und
Solothurn haben beschlossen, dass die Schülerinnen und Schüler der Nordwestschweiz
ab 2014 über die Kantonsgrenze hinaus wählen können, welches Gymnasium sie
besuchen möchten. Es wird ihnen allerdings kein Anrecht auf den Besuch einer
bestimmten Mittelschule eingeräumt, da die Kantone das bestehende Platzangebot
beibehalten wollen. Wenn ein Gymnasium einen zu starken Zulauf hat, wird es daher
Schülerinnen und Schüler abweisen müssen. Innerhalb der vier Kantone sollen auch
gemeinsame Standards für die gymnasiale und die Berufsmatura definiert werden. 18

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 08.03.2010
ANDREA MOSIMANN

Berufsbildung

Die Erziehungsdirektoren von Aargau, Basel-Landschaft, Basel-Stadt und Solothurn
starteten im Berichtsjahr eine gemeinsame Berufsbildungsoffensive. Sie beabsichtigen
neben dem Volksschulbereich auch die Förderung der Berufsbildung zu koordinieren.
Handlungsbedarf sehen sie insbesondere beim Ausbau des Angebots von Attestlehren
für Jugendliche mit tiefen schulischen Leistungen sowie bei der Berufsmaturität. Die
Quote der Berufsmaturanden liegt in allen vier Kantonen unter dem
gesamtschweizerischen Durchschnitt. 19

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 19.08.2008
ANDREA MOSIMANN

01.01.65 - 01.01.24 4ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Hochschulen

Auch die kantonalen Hochschulen der deutschen Schweiz besitzen – im Unterschied
zu denjenigen des welschen Landesteils – noch keine umfassenden Rechtsgrundlagen,
die der Entwicklung seit den 60er Jahren Rechnung tragen. Zwei Anliegen stehen bei
den laufenden Bemühungen im Vordergrund: auf seiten der Behörden eine Straffung
und Rationalisierung der Organisation, auf seiten der Studenten- und
Assistentenorganisationen dagegen ein Ausbau der Mitbestimmung. In Basel-Stadt
führten langjährige Vorbereitungen zu einem Scherbenhaufen. Der von der Regierung
1971 eingebrachte Gesetzesentwurf war von einer Parlamentskommission umgearbeitet
worden; das Ergebnis, das eine leichte Verstärkung der Universitätsleitung mit
beschränkten Mitbestimmungsrechten der Studenten und des Mittelbaus verband,
stiess im Grossen Rat sowohl auf eine Links– wie eine Rechtsopposition. Es kam zu
einem Patt, in welchem die Mehrzahl der Ratsmitglieder überhaupt keine Stellung
bezog, was die Präsidentin zu einem negativen Stichentscheid veranlasste. Eine von den
Progressiven Studenten 1972 eingereichte Initiative, die insbesondere ein
Universitätsparlament mit paritätischer Vertretung der Dozenten, der Studenten und
der Öffentlichkeit verlangte, wurde an den Urnen mit nahezu vier Fünfteln der Stimmen
verworfen. In Zürich legte die Regierung zur 1978 eingereichten CVP–Initiative einen
Gegenentwurf vor, der sich auf eine Verstärkung des Rektorats und eine Regelung der
Vertretungsrechte im Senat (Anerkennung der provisorisch eingeführten
Mitwirkungskompetenzen) konzentriert und damit den studentischen Anliegen weniger
weit entgegenkommt. Auch in Bern nahm die Exekutive einen neuen Anlauf, um vor
allem die Leitungsorganisation der Universität zu straffen. Die Vernehmlassung ergab
aber noch starke Meinungsverschiedenheiten; der Studentenrat beschloss, seine
Forderungen in einem Volksbegehren zu formulieren. 20

KANTONALE POLITIK
DATUM: 01.12.1980
PETER GILG

Die Universität Basel, seit 1960 um 150 Prozent gewachsen, sah sich mit akuten
Platzproblemen konfrontiert. Die Liberaldemokratische Partei lancierte eine Initiative
für einen Neubau, in dem naturwissenschaftliche Fächer untergebracht werden sollen.
Die Wahl eines Ordinarius für Geschichte gegen den Willen der Berufungskommission,
der Fakultät und des Historischen Seminars löste heftige Diskussionen über die
Berufungsverfahren aus. Verschiedene studentische Protestaktionen vermochten
jedoch nicht, den Regierungsrat von seinem Entscheid abzubringen. In Genf spitzten
sich die Wohnungsprobleme der Studierenden zu und führten zu einer gewaltsamen
Demonstration. Ein Vorschlag, nur noch jene Studierenden an die Uni zuzulassen, die
einen festen Wohnsitz in Genf nachweisen können, stiess trotzdem auf breite
Ablehnung. 21

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 13.12.1982
JÜRG FREY

Dans de nombreux cantons (Vaud, Zurich et Fribourg), les lois relatives au
fonctionnement et au statut des hautes écoles sont en voie de révision, voire même
ont été révisées (Bâle, Berne et Neuchâtel). Relevant de la philosophie de la nouvelle
gestion publique, les différentes réformes visent toutes à accroître l'autonomie des
universités. Celles-ci jouiront d'une grande marge de manoeuvre sous plus d'un aspect.
Dans le domaine financier, elles se verront attribuer des enveloppes budgétaires dont
elles pourront disposer à leur guise pour réaliser certains objectifs fixés par les
autorités politiques. Les hautes écoles devraient également bénéficier de plus de
liberté sur le plan du fonctionnement interne ainsi que du point de vue de la politique
d'engagement du personnel, à l'exception de la nomination des professeurs qui restera
de la compétence des exécutifs cantonaux. Principaux bénéficiaires de ce transfert de
compétences, les rectorats verront leur pouvoir de décision s'accroître
substantiellement, et ce notamment au détriment du corps professoral. Les différentes
réformes prévoient presque toutes la création d'organes de surveillance: équivalents
académiques des conseils d'administration, ces nouvelles structures, composées de
membres extérieurs à l'université, seront compétentes notamment pour définir les
grandes lignes de développement de l'institution. 22

KANTONALE POLITIK
DATUM: 01.04.1996
ALEXANDRE FÜZESSÉRY
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Die Regierungen der Kantone Aargau und Solothurn unterzeichneten Ende Jahr eine
Absichtserklärung zur Schaffung einer gemeinsamen, auf den Raum Aarau-Olten
konzentrierten FHS der Bereiche Technik, Wirtschaft, Gestaltung, Gesundheit und
Soziale Arbeit. In seinem Genehmigungsentscheid von 1998 hatte der Bund die
Fachhochschulprojekte Aargau, Solothurn und beider Basel zu einer Fachhochschule
zusammengefasst und die vier Kantone zu einer sinnvollen Form der interkantonalen
Zusammenarbeit im FH-Verbund Nordwestschweiz (FHNWCH) mit gemeinsamer
Trägerschaft verpflichtet. Die Kantone Aargau und Solothurn eröffneten eine
Vernehmlassung zu den Grundsätzen der geplanten Kooperation, die in einem von den
Kantonsparlamenten zu genehmigenden Trägerschaftsvertrag münden sollte. Hingegen
blieb eine weitergehende Zusammenarbeit mit den beiden Basler Kantonen noch offen.
Denn trotz gut 30 gemeinsam umgesetzten bzw. angelaufenen Projekten der FHNWCH,
dank welchen die Einhaltung der Vorgaben des Bundes gesichert schien, bestanden auf
politischer Ebene unterschiedliche Vorstellungen einer gemeinsamen Trägerschaft.
Dabei nahmen Basel-Land und Basel-Stadt gegenüber dem offensiven Vorpreschen des
Kantons Aargau eine eher bremsende Haltung ein. Mit Enttäuschung war in Basel zur
Kenntnis genommen worden, dass der Bundesrat das Gesuch um Anerkennung des
Hauptstudiengangs für Angewandte Informatik an der FHS beider Basel (FHBB)
abgelehnt hatte. Demgegenüber stimmten die Basler Kantonsparlamente für eine
Erweiterung der FHBB um den Bereich Gestaltung, womit sie erneut den Aargau mit
seinen Fusionsvorschlägen abblitzen liessen. Regionale Empfindlichkeiten und das
Vorantreiben je eigener Prestigeprojekte boten das ganze Jahr über Anlass zu
emotional geführten Diskussionen. Die SP-Kantonalparteien aller vier Kantone setzten
sich für eine Stärkung der Zusammenarbeit ein und verlangten mittels Vorstössen eine
gemeinsame Pädagogische FHS. 23

KANTONALE POLITIK
DATUM: 18.12.1999
ELISABETH EHRENSPERGER

Eine im Auftrag der fünf Medizinischen Fakultäten Basel, Bern, Genf, Lausanne und
Zürich durchgeführte Analyse der Ärzteausbildung in der Schweiz förderte bedenkliche
Resultate zutage. Eine internationale Expertenkommission diagnostizierte sechs
Hauptmängel – so die zu starke Ausrichtung der Studiengänge auf Examina, das
Vorherrschen von Frontalunterricht, die ungenügende Nutzung computergestützter
Lernmethoden, für die Ausbildung ungeeignete Universitätsspitäler, im ersten Jahr
überlastete Studienpläne, mangelhafte Begleitung und Beratung der Studierenden
sowie die Vernachlässigung der Hausarztmedizin und Grundversorgung im Unterricht.
Die betroffenen Fakultäten nahmen die Kritik als Bekräftigung der bereits eingeleiteten
Reformmassnahmen entgegen. Die Ergebnisse der im Herbst 1999 abgeschlossenen
Vernehmlassung zum revidierten Medizinalberufsgesetz waren im Berichtsjahr
Gegenstand einer Auswertung durch das Bundesamt für Gesundheit. Eine
entsprechende Vorlage an das Parlament wurde für Spätsommer 2001 in Aussicht
gestellt. 24

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 11.01.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Die Zusammenfassung der FHS-Projekte Aargau, Solothurn und beider Basel im FH-
Verbund Nordwestschweiz (FHNWCH) bot auch in diesem Berichtsjahr Anlass zu
heftigen Diskussionen. Im Februar kam es zu einer überraschenden Studiengang-
Rochade zwischen der FHS Aargau und der FHS der beiden Basel: Die Architektur und
das Ingenieurwesen gingen nach Muttenz; der Aargau erhielt im Gegenzug den
Ausbildungsgang Bauprozess-Manager. Dadurch konnte das lange Seilziehen um die
Studiengänge entschieden werden. Hingegen war der Aufbau einer gemeinsamen FHS
mit Doppelstandort in Aarau und Olten, auf den sich die Kantone Solothurn und Aargau
im Dezember 1999 geeinigt hatten, immer noch stark umstritten. Die Standortfrage
spaltete insbesondere im Kanton Aargau die politischen Lager und führte zum
Regionenstreit, da der Ostaargau den bisherigen Standort Brugg nicht zugunsten von
Aarau aufgeben wollte. Im April wurde die Vernehmlassung zum 300-Millionen-Projekt
in beiden Kantonen abgeschlossen. Die Vernehmlassungsergebnisse stützten die Idee
einer fusionierten FHS mit Doppelstandort Aarau-Olten. Eine erneute Aufforderung zur
Kooperation ging an die beiden Basler Kantone, wobei die Standortfrage nicht vorweg,
sondern in einem „Gesamtpaket“ entschieden werden soll. Entsprechende Vorlagen an
die Parlamente der Kantone Solothurn und Aargau wurden für die erste Hälfte 2001 in
Aussicht gestellt. 25

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 23.05.2000
ELISABETH EHRENSPERGER
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Zur engeren Zusammenarbeit in der pharmazeutischen Lehre unterzeichneten die
Leitungen der ETH Zürich und der Universität Basel eine Vereinbarung über ein
Zentrum für pharmazeutische Wissenschaften. Das Zentrum setzt sich aus dem
betreffenden ETH-Institut und dem analogen Basler Departement zusammen. Statt
einer räumlichen Zentralisierung wird eine Verstärkung der Kooperation zwischen den
beteiligten Einheiten angestrebt. 26

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 02.06.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Im November einigten sich die Bildungs- und Erziehungsdirektoren beider Basler
Kantone, des Aargaus und Solothurns auf eine verstärkte Zusammenarbeit ihrer FHS,
um die Bundesbedingungen für die Anerkennung der FHS Nordwestschweiz zu erfüllen.
Mit einer entsprechenden Vereinbarungsunterzeichnung wurden dem bestehenden
Kooperationsrat neue Aufgaben, Kompetenzen und Mittel zugewiesen. Zudem
beschlossen die Erziehungsdirektoren ein gemeinsames Portfolio, das die
Studiengänge, Vertiefungsrichtungen und Schwerpunkte der FHS Nordwestschweiz
verbindlich festschreibt. Kurz nacheinander kam es dann im Dezember zu zwei
Standortentscheiden in den Kantonsparlamenten Aargau und Solothurn. Der Aargauer
Grosse Rat stimmte einer Fusion der bestehenden FHS und ihrer Konzentration auf
einem Campus in Brugg-Windisch sowie einer Aufhebung der Berufsschulen in Brugg
zu. Insbesondere die Hauptstadt Aarau hatte gegen diesen Entscheid Opposition
gemacht, der nun das ursprüngliche Ansinnen der beiden Kantone auf Schaffung einer
gemeinsamen FHS im Raum Aarau-Olten scheitern liess. Der Solothurner Kantonsrat
bewilligte seinerseits eine Konzentration der FHS für alle Fachrichtungen in Olten und
hiess den Verbleib der Technikerschule in Grenchen gut. Im weiteren stimmten die
Regierungen der beiden Basel einem Staatsvertrag zu, der ab Sommer 2002 eine
Zusammenlegung der Lehrerausbildung in den beiden Kantonen dank der Schaffung
einer neuen FHS vorsieht. 27

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 24.11.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Die Universität Basel machte zügig voran mit der Umsetzung der Bologna-Deklaration.
Nachdem schon auf das Wintersemester 2000/01 das dreistufige System (Bachelor,
Master, Doktorat) in den auf diesen Zeitpunkt neu eingerichteten Pflegewissenschaften
eingeführt worden war, erfolgte auf das Wintersemester 2002/03 erstmals an einer
Schweizer Universität die Umstellung in den gesamten Naturwissenschaften sowie im
Bereich Sport. 2003 soll „Bologna“ auf die wirtschaftswissenschaftliche, juristische und
geisteswissenschaftliche Fakultät ausgedehnt werden. Erleichtert wird die Umsetzung
in Basel durch eine überwiegend positive Einstellung der Studierenden gegenüber dem
Bologna-System. Der gesamtschweizerische „Verband der Schweizerischen
StudentInnenschaft“ (VSS) und die aus dem Dachverband ausgetretene Genfer
Studentenkonferenz äusserten demgegenüber nach wie vor grosse Vorbehalte gegen
„Bologna“, da sie in der vorgesehenen Strukturänderung die Gefahr einer Verschulung
der Studien und eine Beeinträchtigung der Chancengleichheit sehen. 28

KANTONALE POLITIK
DATUM: 20.06.2002
MARIANNE BENTELI

Life-Science-Aktivitäten der ETHZ und der Universität Basel sollen in Basel
zusammengeführt werden. Den „Kick-off“ zu diesem Projekt vollzogen Ende Jahr
Spitzenvertreter des Bundes und des Kantons Basel-Stadt sowie der ETH und der
Universität Basel. Im neuen Institut sollen Stärken des ETH-Bereichs wie der Universität
Basel im biomedizinischen Bereich zusammengefasst werden. Wenn sich die
Zusammenarbeit bewährt, soll sie im Hinblick auf die BFT-Botschaft für die Jahre
2008-2011 in die Bildung einer ETH-Institution in Basel münden. 29

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 21.12.2002
MARIANNE BENTELI

Von einem Durchbruch sprachen die Regierungen des Kantons Aargau und der beiden
Basel aufgrund ihrer Einigung auf eine Vollfusion ihrer FHS zur Fachhochschule
Nordwestschweiz und der für das Jahr 2004 in Aussicht gestellten Vernehmlassung zu
einem entsprechenden Staatsvertrag. Solothurn wollte als vierter Nordwestschweizer
FHS-Kanton (noch) nicht auf diesen Zug aufsteigen und optierte für ein differenziertes
Fusionsmodell mit drei Teilschulen bzw. einer gemeinsam getragenen Institution mit
drei Teilschulen in Brugg, Basel/Muttenz und Olten. Insbesondere mit der Integration
der Pädagogischen FHS und der Musikhochschulen wollte Solothurn noch zuwarten. 30

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 23.05.2003
ELISABETH EHRENSPERGER
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Eine Arbeitsgruppe unter der Leitung von Staatssekretär Charles Kleiber hatte sich die
Optimierung der Universitätsmedizin im Rahmen eines Gesamtsystems zum Ziel
gesetzt. Im Vordergrund standen dabei die künftige Sicherstellung von Qualität und
Finanzierbarkeit der humanmedizinischen Fakultäten und Universitätsspitäler. Die
Arbeitsgruppe stellte zu diesem Zwecke die Zusammenführung der fünf medizinischen
Fakultäten in drei Einheiten (Zürich, Bern-Basel, Lausanne-Genf), ein gemeinsames
Finanzierungssystem sowie einheitliche Abgeltungsregelungen und
gesamtschweizerische Steuerungsorgane zur Debatte. Eine Motion Gysin (sp, BS),
welche die Erhaltung der bestehenden medizinischen Fakultäten von Basel, Bern,
Zürich, Lausanne und Genf in einer aufeinander abgestimmten Form als „Medizinische
Hochschule Schweiz“ sichern wollte, wurde vom Nationalrat abgelehnt. Wohl würde der
Vorstoss richtige Fragen aufwerfen, meinte – ganz im Sinne des Bundesrats – Felix
Gutzwiller (fdp, ZH) als Nationalrat und Mitglied einer der betroffenen medizinischen
Fakultäten; doch liefen die Forderungen der Motion nach der Superstruktur
„Medizinische Hochschule Schweiz“ den bereits laufenden Restrukturierungs- und
Kooperationsprozessen zuwider. Definitiv besiegelt wurde der Zusammenschluss der
veterinärmedizinischen Fakultäten der Universitäten Bern und Zürich unter dem Namen
Vetsuisse. 31

MOTION
DATUM: 04.06.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

In Basel wurde der Aufbau eines ETH-Instituts für Systembiologie geplant – mit
Federführung bei der ETH Zürich, welcher das neue Grossinstitut später auch als
Departement angegliedert werden soll. Ein Entscheid der SUK über ein entsprechendes
vom Kanton Basel-Stadt eingereichtes Subventionsgesuch war noch hängig. Die beiden
Regierungen der Kantone Basel-Stadt und Basel-Land hatten im Sommer des
Berichtsjahres ihren jeweiligen Parlamenten je 10 Mio Fr. als Anschubfinanzierung für
die Aufbauphase des Instituts beantragt. Insgesamt werden 80 Mio Fr. für den Aufbau
zwischen 2004 und 2007 benötigt. Ab 2008 soll dann das Institut auf die Basis eines
von Bund und Drittmitteln finanzierten jährlichen Budgetvolumens von 40 Mio Fr.
gestellt werden. Alle im Bereich der Life-Sciences engagierten Hochschulen waren
eingeladen, sich an dem Institut für Systembiologie zu beteiligen. 32

KANTONALE POLITIK
DATUM: 15.08.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Anfang Jahr präsentierte der Rat der Universität Basel seine Strategie für die Jahre
2005-2008. Einerseits wolle die Universität ihre Leistungen verbessern, d.h. die Life
Sciences als Schwerpunkt ausbauen (Aufbau des Institutes für Systembiologie
zusammen mit der ETHZ), dem Nachholbedarf in den Rechts- und Sozialwissenschaften
Rechnung tragen und die Modernisierung der Lehre weiterführen. Um Defizite zu
vermeiden, seien neben Kürzungen in den Fächern Theoretische Mathematik,
Kernphysik, Analytische Chemie, Pflanzenphysiologie, Ur- und Frühgeschichte sowie
Musikwissenschaften die vollständige Aufhebung der Bereiche Astronomie, Slawistik
und Erdwissenschaften notwendig; insgesamt sollen 13 Professuren eingespart resp.
umgelagert werden. Gemäss dem Präsidenten des Universitätsrates handle es sich um
die grösste Veränderung des Portfolios, die von der Universität je verlangt wurde. Die
Pläne lösten eine Protestwelle bei den Studierenden aus, worauf die Universitätsleitung
nochmals über die Bücher ging und zum Schluss kam, dass die von der Schliessung
bedrohten drei Fächer erhalten werden könnten, wenn sie mit anderen Bereichen oder
Hochschulen kooperierten. 33

KANTONALE POLITIK
DATUM: 30.01.2004
MAGDALENA BERNATH

Im November schlossen die Regierungen des Kantons Aargau, beider Basel und
Solothurns einen Staatsvertrag über eine gemeinsame Fachhochschule
Nordwestschweiz (FHNW) in den Bereichen Technik, Bau, Wirtschaft, Gestaltung und
Kunst, Soziale Arbeit, Pädagogik sowie Musik (diese ab 2008). Die Kooperation soll in
eine Vollfusion münden. Das von Solothurn favorisierte Modell mit drei Teilschulen
drang nicht durch. Die FHNW wird einer einheitlichen Führung unterstehen (mit
Hauptsitz Windisch, AG) und einen umfassenden Leistungsauftrag erhalten, jedoch an
den bisherigen Standorten präsent bleiben. Weil Solothurn und Aargau hohe
Mehrkosten zu tragen haben, Basel-Stadt aber entlastet wird, erklärte sich der
Stadtkanton bereit, drei Jahre lang Abfederungen von insgesamt 3,4 Mio Fr. zu
entrichten. Die Kantonsregierungen trugen dem insbesondere von den freisinnigen
Kantonalparteien konzertiert vorgebrachten Hauptkritikpunkt aus der Vernehmlassung
Rechnung und stellten eine Bereinigung der Portfolio-Frage vor den
Parlamentsberatungen auf Ende Januar 2005 in Aussicht. 34

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 13.11.2004
MAGDALENA BERNATH
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Die fünf Universitäten mit medizinischen Fakultäten, Basel, Bern, Genf, Lausanne und
Zürich, sowie die Tessiner Universität in Lugano gründeten gemeinsam die „Swiss
School of Public Health“. Diese soll die Weiterbildung in Gesundheitsökonomie und
öffentlicher Gesundheit koordinieren und weiterentwickeln. Schwerpunkte bilden
wirtschaftliche Aspekte der medizinischen Versorgung und gesellschaftliche,
ökologische und andere Bedingungen für ein gesundes Leben im Sinne der
Volksgesundheit. Die sechs Universitäten bieten einzeln oder in Verbünden Absolventen
verschiedener Fachrichtungen bereits mehrere Nachdiplom-Programme an. Die im
Rahmen der „Schule“ verstärkte Kooperation wird vom Bund in den Jahren 2005-2007
mit 6 Mio Fr. unterstützt. 35

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 12.07.2005
MAGDALENA BERNATH

Im Herbst fanden an den Universitäten Basel, Bern, Genf, Lausanne und Zürich
Studentenproteste statt. Die Aktivisten an den drei Deutschschweizer Unis besetzten
die Aulas und forderten bessere Lernbedingungen. Der Missmut der Studierenden
richtete sich insbesondere gegen die Bologna-Reform. Sie kritisierten, dass das
Studium immer mehr verschult und auf die Wirtschaft ausgerichtet werde und so
Eliteuniversitäten entstünden. Allerdings wurde das Themenspektrum bald so stark
ausgeweitet, dass die Proteste in einer Universalkritik gipfelten, die mit der Bologna-
Reform nur noch wenig zu tun hatte. Ausserdem fehlte es den Besetzern an Rückhalt,
da die Protestaktionen nur von einem kleinen Teil der Studierenden mitgetragen
wurden und sich auch die studentischen Körperschaften davon distanzierten. 36

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 19.11.2009
ANDREA MOSIMANN

Die Kantone Freiburg, Basel-Stadt, Graubünden und Thurgau ratifizierten im
Berichtsjahr das von der EDK 2009 beschlossene Stipendienkonkordat. Abgelehnt
wurde der Konkordats-Beitritt in den Kantonen Wallis, Uri und Appenzell
Innerrhoden. 37

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 11.11.2010
ANDREA MOSIMANN

Nachdem der Nationalrat der Solothurner Standesinitiative für ein
Stipendienrahmengesetz 2010 Folge gegeben hatte, entschied der Ständerat mit
Hinweis auf das Stipendienkonkordat der EDK im Sommer des Berichtsjahrs mit 22 zu
acht Stimmen erneut und definitiv dagegen. Das Konkordat zur Harmonisierung der
kantonalen Ausbildungsbeiträge war bis Ende 2011 durch acht Kantone (BS, FR, GR, NE,
TG, VD, BE, TI) ratifiziert worden. Folgerichtig und mit der gleichen Anzahl ablehnender
Stimmen stellte sich die Kleine Kammer auch gegen eine Stipendieninitiative der WBK-
NR. Damit waren beide Vorstösse endgültig vom Tisch. Die Sammelfrist für die
eidgenössische „Stipendieninitiative“ läuft Anfang 2012 ab. 38

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.06.2011
SUZANNE SCHÄR

La députée Humbel (pdc, AG) estime que l'examen d'entrée (numerus clausus) pour les
études de médecine humaine ne permet pas de sélectionner à coup sûr les meilleurs
candidats. Selon elle, seules les capacités cognitives sont testées, alors que la médecine
est un domaine dans lequel les aptitudes pratiques et relationnelles sont tout autant
importantes. C'est pour cela qu'elle a déposé, en juin 2015, une motion proposant un
test d'aptitudes sous forme de stage pour entrer en faculté de médecine. Le Conseil
fédéral s'est opposé à l'objet, expliquant qu'il est premièrement de la compétence des
cantons de mettre en place la forme de sélection choisie. De plus, une telle mesure
générerait des frais et du temps de travail supplémentaires, sans pour autant décharger
le personnel soignant dans leurs tâches. Il ajoute que les quatre cantons pratiquant le
numerus clausus (Fribourg, Berne, Bâle et Zurich) se distinguent par un fort taux de
réussite dans le cursus de médecine. Le Conseil national, lui, a accepté l'objet, par 134
voix contre 40 et 4 abstentions, lors de la session d'été 2017. 39

MOTION
DATUM: 15.06.2017
SOPHIE GUIGNARD
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Forschung

Die sechs französischsprachigen Kantone Genf, Waadt, Wallis, Freiburg, Neuenburg und
Jura sowie die Universität Basel und die französischen Regionen Rhône-Alpes,
Franche-Comté und Elsass gründeten eine Stiftung für Forschung und Technologie,
die Forschende über die Grenzen zusammenführen will. 40

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 23.09.2006
MAGDALENA BERNATH

Die Ethikkommission beider Basel (EKBB) hatte ihren Entscheid zum nationalen
Forschungsschwerpunkt „Swiss Etiological Study of Adjustment and Mental Health“
(Sesam), der unter Federführung der psychologischen Fakultät der Universität Basel
steht, bekanntgegeben. Das Gremium sagte grundsätzlich „Ja“ zum Projekt, welches die
Ursachen von psychischen Erkrankungen ergründen will und zu diesem Zweck 3000
Kinder – von der Schwangerschaft bis zum Erwachsenenalter – sowie deren Familien
einer langfristigen Untersuchung unterziehen wird. Allerdings ist der Entscheid der
EKBB mit Auflagen verbunden. So wurde von den Projektverantwortlichen unter
anderem verlangt, dass sie auf DNA-Analysen bei Kindern verzichten. Solche
Untersuchungen sollen erst möglich sein, wenn die Probanden das Erwachsenenalter
erreicht haben. Sowohl die Sesam-Initianten als auch die Kritiker zeigten sich zufrieden
mit dem Entscheid der Ethikkommission. 41

KANTONALE POLITIK
DATUM: 20.03.2007
LINDA ROHRER

L’initiative du canton de Bâle-Ville ayant pour but d’améliorer les conditions
d’implantation des entreprises de recherche a proposé à l’Assemblée fédérale de
modifier les lois régissant l’homologation des médicaments, la définition des prix ou
encore la protection de l’innovation. Une telle initiative avait pour objectif de renforcer
le domaine de la recherche en Suisse qui est prioritaire selon le canton. Les deux
chambres ont suivi leurs commissions qui ont proposé de rejeter le projet, car des
mesures sont déjà mises en œuvre à leur sens. 42

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.09.2013
GUILLAUME ZUMOFEN

Die Kantone Genf, Basel-Landschaft sowie Basel-Stadt reichten im Herbst 2021 je eine
Standesinitiative ein (Kt. Iv. GE 21.320; Kt. Iv. BL 21.327; Kt. Iv. BS 21.328), die alle die
rasche Assoziierung der Schweiz an das EU-Forschungsrahmenprogramm Horizon
Europe verlangten. In den Begründungen wurde unter anderem darauf hingewiesen,
dass die Assoziierung an Horizon Europe für die Forschungslandschaft Schweiz eminent
wichtig sei und ein Ausschluss die Mobilität, die Zusammenarbeit und den
Wissenstransfer verhindere und zu einer verminderten Forschungseffizienz führe. So
werde die Schweiz von den Entscheiden zu den Programmschwerpunkten
ausgeschlossen und könne die Themenwahl nicht mehr mitbestimmen. Längerfristig
werde es durch diese Situation schwierig, Schweizer Forschende sowie Talente aus dem
Ausland in der Schweiz zu halten. Daneben wurde auch auf die Relevanz des Programms
für Schweizer KMU hingewiesen. Auch hier drohe eine Abwanderung in die EU,
insbesondere von wissensintensiven Unternehmungen.
Die WBK-SR befasste sich Anfang Februar 2022 mit dem Themenschwerpunkt Horizon
Europe und diskutierte in diesem Rahmen auch die drei Standesinitiativen. Die
Kommission beschloss, den Standesinitiativen der beiden Basel Folge zu geben; die
Behandlung der Standesinitiative aus Genf hingegen, welche darüber hinaus die rasche
Freigabe des zweiten Kohäsionsbeitrages forderte, wurde sistiert. Die Kommission
sprach sich darüber hinaus dafür aus, einen Nachtragskredit für die Finanzierung der
Übergangsmassnahmen zu sprechen sowie eine Finanzierungsbotschaft für die
Ergänzungsmassnahmen vorzulegen. 43

STANDESINITIATIVE
DATUM: 01.02.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die WBK-NR folgte im April 2022 ihrer Schwesterkommission und gab zwei
Standesinitiativen aus Basel-Landschaft und Basel-Stadt betreffend die rasche
Assoziierung der Schweiz an das EU-Forschungsrahmenprogramm Horizon Europe
Folge. 44

STANDESINITIATIVE
DATUM: 01.04.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Im Herbst 2022 befasste sich die WBK-SR im Rahmen mehrerer Sitzungen mit zwei
Standesinitiativen zur Assoziierung der Schweiz an das EU-
Forschungsrahmenprogramm Horizon Europe (Kt.Iv. 21.327 und Kt.Iv. 21.328). 
In ihrer ersten Sitzung Ende August 2022 kam die Kommission aufgrund eines
Gesprächs mit SBFI-Direktorin Martina Hirayama zum Schluss, dass diese angestrebte
Assoziierung in naher Zukunft nicht realistisch sei und aufgrund der voranschreitenden
Zeit – viele Forschungsprojekte des Rahmenprogramms sind bereits gestartet – auch
immer weniger attraktiv werde. Die Kommission beschloss daher mit 10 zu 1 Stimmen
(bei 1 Enthaltung), stattdessen in Umsetzung der beiden Standesinitiativen gesetzliche
und finanzielle Grundlagen zur Stabilisierung des Forschungsstandorts Schweiz zu
erarbeiten. Konkret solle die Bundesverwaltung einen Gesetzesentwurf für die
Schaffung eines bis 2027 befristeten Fonds ausarbeiten, mit welchem die
internationale Forschungszusammenarbeit und die Förderung der wissenschaftlichen
Exzellenz der Schweizer Forschung finanziert werden. 
An ihrer zweiten Sitzung im Oktober 2022 beschloss die WBK-SR mit einem
Stimmenverhältnis von 12 zu 1, den von der Bundesverwaltung zwischenzeitlich
ausgearbeiteten Vorentwurf zur Umsetzung der beiden Standesinitiativen in die
Vernehmlassung zu schicken. Aus verfahrenstechnischen Gründen entschied die
Kommission ausserdem, der ähnlich gelagerten und bislang sistierten Standesinitiative
des Kantons Genf (Kt.Iv. 21.320) keine Folge zu geben.
Im Rahmen ihrer Sitzung vom 4. November 2022 lancierte die Kommission sodann die
Vernehmlassung. Gemäss den Vernehmlassungsunterlagen sollen mit dem sogenannten
Horizon-Fonds-Gesetz nicht zusätzliche Mittel gesprochen, sondern die bereits
gesprochenen Gelder für die Schweizer Forschung gesichert werden. Auch ist
vorgesehen, dass allfällige Kreditreste im Fonds verbleiben. Das Gesetz soll dringlich
erklärt werden und beim Abschluss eines Abkommens mit der EU oder spätestens Ende
2027 auslaufen. 45

STANDESINITIATIVE
DATUM: 04.11.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Ende März 2023 entschied die WBK-SR einstimmig, die beiden Standesinitiativen der
Kantone Basel-Landschaft (Kt. Iv. 21.327) und Basel-Stadt (Kt. Iv. 21.328) betreffend
Massnahmen für eine Vollassoziierung der Schweiz an Horizon Europe vorerst zu
sistieren. Die Kommission nahm dazu die Ergebnisse der Vernehmlassung zu ihrem
Vorentwurf zum Horizon-Fonds-Gesetz zur Kenntnis, welchen sie im Rahmen dieser
beiden Standesinitiativen ausgearbeitet hatte. 46

STANDESINITIATIVE
DATUM: 31.03.2023
MARCO ACKERMANN
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7) Presse vom 01.06.05
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